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IV. 


V. 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Im Miniſterium für Handel und Gewerbe | it Gewerbeinſpektor Eckey in Königs⸗ 
ſind der Geheime Bergrat und vortragende hütte iſt zum 1. April d. J. nach Lüdenſcheid 
Rat Flemming zum Geheimen Oberberg⸗ verſetzt und mit der Verwaltung der dortigen 
rat und der Geheime Regierungsrat und | Gewerbeinſpektion beauftragt worden. 
vortragende Rat Dr. von Flotow zum 
Geheimen Oberregierungsrat ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 3. März 1920. 
Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach dem Runderlaſſe 
vom 4. März 1919 mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. März 1919 (HMBl. S. 64) — 


werden rückwirkend vom 1. Januar 1919 ab mit den Orten der Ortsklaſſe A des Wohnungs⸗ 
geldzuſchußtarifs noch folgende Orte gleichgeſtellt: 


im Regierungsbezirk Hannover: 
Kolonie Leinhauſen im Landkreis Hannover; 


im Regierungsbezirk Coblenz: 
die Stadt Ehrenbreitſtein; die Gemeinden Pfaffendorf und Metternich im Landkreis Coblenz; 
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im Regierungsbezirk Düſſeldorf: 
die Stadt Solingen; 
im Regierungsbezirk Trier: 
die Stadt Trier; 
im Regierungsbezirk Schleswig: 
die- Städte Flensburg, Apenrade und Sonderburg. 

Ferner werden gleichfalls mit Wirkung vom 1. Januar 1919 ab in das Verzeichnis 
derjenigen Bezirke und Orte, die als „teuere Orte“ im Sinne der Vorſchriften über die 
Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln ſind, noch folgende Orte auf— 
genommen: 

im Regierungsbezirk Potsdam: 
Meſſingwerk im Kreiſe Oberbarnim; 


im Regierungsbezirk Frankfurt a. O.: 
Friedrichshain, Dubraucke im Kreiſe Spremberg; 


: im Regierungsbezirk Breslau: 
Blumenau im Kreiſe Waldenburg; 


im Regierungsbezirk Liegnitz: 
Gebirgsbauden im Kreiſe Hirſchberg; Oberlangenöls, Mittellangenöls im Kreiſe Lauban; 


im Regierungsbezirk Magdeburg: 
die Städte Aken a. Elbe und Salzwedel; 


im Regierungsbezirk Merſeburg: 
die Städte Naumburg a. S., Elſterwerda, Liebenwerda, Hettſtedt, Leinbach, Mansfeld, die 
Gemeinden Ahlsdorf, VBurgörner, Creisfeld, Großörner-Molmeck, Hergisdorf, Kloſtermanns⸗ 
feld, Ziegelrode im Mansfelder Gebirgskreis, Berndorf im Mansfelder Seekreis, Biehla 
im Kreiſe Liebenwerda; 


im Regierungsbezirk Schleswig: 
Neuhof b. R. im Kreiſe Stormarn, Voorde im Kreiſe Bordesholm, Leuchtturm Bülk; 


im Regierungsbezirk Hannover: 
die Städte Springe und Münder; 
im Regierungsbezirk Stade: 
Oſterhagen⸗Ihlpohl im Kreiſe Oſterholz; Neuenkirchen, Vorbach im Kreiſe Blumenthal; 
Harſefeld im Kreiſe Stade; 
im Regierungsbezirk Coblenz: 
die Städte Simmern, Kirn, Stromberg, Rüdesheim, Sobernheim, Ahrweiler, Sinzig, Re— 
magen, die Gemeinden Callenfels, Bingerbrück, Neuenahr und Oberwinter-Rolandseck; 
im Regierungsbezirk Düſſeldorf: 
die Bürgermeiſterei Grevenbroich; 
im Regierungsbezirk Cöln: 
die Stadt Honnef a. Rhein; die Gemeinden Niederdollendorf, Oberdollendorf im Siegkreiſe; 
im Regierungsbezirk Trier: 
die Stadt Merzig; 
im Regierungsbezirk Aachen: 
Rideggen und Brück im Kreiſe Düren. 
Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbeverwaltung 
zu veranlaſſen. 
Im Auftrage. 
ZB. 788. Frick. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 
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Mangel an Kleingeld. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 3. März 1920. 
Ich überſende den Abdruck einer Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters vom 
20. Februar d. J. mit dem Erſuchen, hiernach auch in meinem Geſchäftsbereiche zu verfahren. 
Im Auftrage. 


Frick. 
An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Der Finanzminiſter. Berlin C 2, den 20. Februar 1920. 

Seit längerer Zeit ſind keine Kupfermünzen mehr hergeſtellt worden. Die noch vor⸗ 
handenen Kupfermünzen werden bei den hohen Kupferpreiſen von der Bevölkerung nicht 
iu den Verkehr gegeben, ſondern zurückbehalten oder verkauft. Es beſteht daher zur Zeit 
ein großer Mangel an Kleingeld. Für die Dauer dieſes Zuſtandes bleibt alſo nichts 
anderes übrig, als erforderlichenfalls die zu zahlenden einmaligen und laufenden Beträge 
auf volle fünf und zehn Pfennige nach oben abzurunden, ſo daß beiſpielsweiſe zu zahlen ſind: 


J. Bei einmaligen Zahlungen: 
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Falls es ſich um Zahlungen handelt, die nicht im Reichsbankgiro- oder Poſtſcheckverkehr 
geleiſtet werden können, ſind ſchon in den Zahlungsanweiſungen die auf volle fünf 
oder zehn Pfennige nach oben abgerundeten Beträge anzugeben. 


i. Unterſchrift. 


An die nachgeordneten Behörden. 


Tarifvertrag für die Lohnempfänger. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 5. März 1920. 


Der zwiſchen der Reichsregierung und der Preußiſchen Staatsregierung einerſeits und 
dem Verbande der Gemeinde- und Staatsarbeiter, dem deutſchen Transportarbeiter⸗Ver⸗ 
band und dem Verbande der Gärtner und Gärtnereiarbeiter andererſeits unterm 7. No: 
vember v. J. abgeſchloſſene Tarifvertrag (Manteltarifvertrag) für die Lohnempfänger bei 
den Verwaltungsbehörden des Reichs und Preußens iſt den Behörden der Handels⸗ 
und Gewerbeverwaltung durch Erlaß vom 2. d. Mts. (ZB. 1 358)*) zur Kenntnisnahme 
und Nachachtung überſandt worden. g 

Den Lohntarif für die im Arbeitsverhältnis ſtehenden Lohnempfänger bei den Reichs⸗ 
und Staatsbehörden in Groß-Berlin (Ergänzungsabkommen zum Manteltarifvertrag) füge 
ich zur Kenntnisnahme bei.“) 


SM Bl. S. 59. 
) Der Tarif iſt auf S. 64 des HMBl. abgedruckt. 
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Alle dem Manteltarifvertrag und dem Lohntarife nebſt Ergänzungsbeſtimmungen ſowie 
den nachſtehenden Beſtimmungen entgegenſtehenden Vorſchriften werden hiermit aufgehoben. 
Im einzelnen wird folgendes beſtimmt: 


I. Manteltarifvertrag. 


Zu 8 I. Der Manteltarifvertrag tritt nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen 
au die Stelle der durch Runderlaß vom 3. September v. J. (HMBl. S. 236) mitgeteilten 
„Richtlinien für die Geſtaltung des Dienſtverhältniſſes der bei den Reichs⸗ und Staats⸗ 
behörden Groß-Berlins beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen“ und der dazu gegebenen 
Erläuterungen. Er findet auf alle Lohnempfänger bei den preußiſchen Verwaltungs⸗ 
behörden Anwendung. 

Zu § 3. Bei einer Regelung der Löhne der Lohnempfänger außerhalb Groß— 
Berlins (vgl. IIA) find die unter IT A 2 getroffenen Beſtimmungen zu beachten. 

Zu 8 4. Außerplanmäßige Arbeitszeit liegt nur vor, wenn der Lohnempfänger über 
48 Stunden in der Woche arbeitet. 

Planmäßige Nacht⸗, Sonn- und Feiertagsarbeit iſt nicht zuſchlagspflichtig. 

Der für die Bezahlung von Überftunden maßgebende Stundenlohn iſt dem achten 
Teile des Tagelohns entſprechend zu bemeſſen und zwar auch dann, wenn die regelmäßige 
tägliche Arbeitszeit weniger als 8 Stunden beträgt. 

Zu 8 5. Soweit infolge der Eigenart der Arbeit Zuſchläge erforderlich erſcheinen ſollten, 
iſt unter Darlegung der Verhältniſſe meine Entſcheidung einzuholen. 

Zu 8 6. Bei den Tarifverhandlungen haben die beteiligten Arbeitnehmerverbände 
darüber Klage geführt, daß die Auslegung der Beſtimmung des Begriffs „Handwerker“ zu 
Härten geführt habe. Es wird daher angeordnet, daß dieſe Beſtimmung in entgegen⸗ 
kommendem Sinne auszulegen und beiſpielsweiſe auch dann als erfüllt anzuſehen it, 
wenn der Lohnempfänger das Lehrzeugnis verloren hat, deſſen früheren Beſitz aber auf 
andere Weiſe nachweiſen kann. 6 

Die Beſtimmung des Begriffs „angelernte Arbeiter“ ſoll eine Milderung der bisher 
maßgebend geweſenen Begriffsbeſtiunnung bedeuten, die die Ausübung einer handwerks⸗ 
mäßigen Tätigkeit nach einer gewiſſen handwerksmäßigen Vorbildung erforderte. 

Zu 8 7. Soweit Lohnempfänger Sachbezüge (freie Wohnung, freies Dienſtland, freie 
Heizung oder Feuerung, freien Unterhalt, freie Beköſtigung, freie Dienſtkleidung, freie 
ärztliche Behandlung, freie Arzneimittel uſw.) erhalten, iſt der zur Zeit einer jeden neuen 
Lohnfeſtſetzung dafür maßgebende wirkliche Wert, nach einem Jahre berechnet, zu ermitteln; 
der ermittelte Wert iſt durch die Zahl der Tage zu teilen, für die der Lohnempfänger 
regelmäßig Lohn erhält; der ſich hierbei ergebende Betrag iſt vom Tagelohne zu kürzen. 

Zu 8 12. Ob die Beſtimmung über die Bezahlung der Wochenfeiertage auf nur 
vorübergehend eingeſtellte und auf nur ſtundenweiſe beſchäftigte Arbeitskräfte anzuwenden 
iſt, richtet ſich nach der Beſchäftigungsdauer im Einzelfall und wird im Benehmen mit der 
geſetzlichen Arbeitervertretung zu entſcheiden ſein. 

Zu § 14. Lohnempfängern, die bereits am 7. November v. J., dem Tage des In— 
krafttretens des Tarifvertrags, krank waren, iſt aus Billigkeitsgründen der Lohn für die Zeit 
ihrer Krankheit nach Maßgabe der Beſtimmung im 8 14 des Manteltarifvertrags zu zahlen. 

Soweit in die Krankheitszeit arbeitsfreie Sonntage fallen, für die der Lohnempfänger 
auch ſonſt keinen Lohn erhalten haben würde, iſt für dieſe Sonntage kein Lohn zu zahlen. 

Reichsgeſetzliche Leiſtungen im Sinne des 8 14 des Manteltarifvertrags ſind beiſpiels⸗ 
weiſe Beträge, die dem Lohnempfänger für die Zeit ſeiner Verhinderung aus einer auf 
Grund geſetzlicher Verpflichtung beſtehenden Kranken- oder Unfallverſicherung zukommen. 

Zu § 15. Ob die Beſtimmungen über die Gewährung von Urlaub auch auf nur 
vorübergehend eingeſtellte oder auf nur ſtundenweiſe beſchäftigte Arbeitskräfte anzuwenden 
ſind, richtet ſich nach der Beſchäftigungsdauer im Einzelfall und wird im Benehmen mit 
der geſetzlichen Arbeitervertretung zu eutſcheiden fein. 

Urlaub iſt in der Regel in der Zeit vom 1. April bis zum 15. Oktober eines jeden 
Jahres zu erteilen. Fällt in die Urlaubszeit der Schluß eines Beſchäftigungsjahrs, mit 
deſſen Zurücklegung die Anwartſchaft auf einen längeren Urlaub erreicht wird, ſo iſt dieſer 
zu gewähren. 

Zu § 20. Bei deu Tarifverhandlungen haben die beteiligten Arbeitnehmerverbände 
darüber Beſchwerde geführt, daß Beſchäftigungsbehörden die geſetzlichen Beſtimmungen 
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über die Bildung und die Befugniſſe der geſetzlichen Arbeitervertretungen nicht beachteten. 
Auf die Innehaltung dieſer Beſtimmungen muß Wert gelegt werden. 

Zu 8 27. Die Beſtimmungen des Manteltarifvertrags find nur auf Lohnempfänger 
anwendbar, die am 7. November v. Is., dem Tage feines Inkrafttretens, noch im Dienſt⸗ 
verhältnis ſtanden, nicht aber auf Lohnempfänger, die ſchon vor dieſem Tage ausgeſchieden 
waren. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß der Manteltarifvertrag im Gegenſatze 
zum Lohntarif auch außerhalb Groß-Berlins und bis zum 31. März 1921 gilt. 


II. Lohntarif nebſt Ergänzungsbeſtimmungen. 
A. Lohntarif. 

I. Der dem Manteltarifvertrage beigefügte Lohntarif nebſt Ergänzungsbeſtimmungen 
tritt an die Stelle des Runderlaſſes vom 3. April v. Is. (OHMBl. S. 126); er gilt nur 
für die Lohnempfänger (vgl. 8 1 des Manteltarifvertrags) in Groß-Berlin. 

Zu Groß-Berlin im Sinne des Tarifvertrags gehören nur die Stadtkreiſe Berlin, 
Charlottenburg, Berlin⸗Schöneberg, Neukölln, Berlin⸗Wilmersdorf, Berlin⸗Lichtenberg und 
Spandau ſowie die Landkreiſe Teltow und Niederbarnim (vgl. § 1 des Zweckverbands⸗ 
geſetzes für Groß-Berlin vom 19. Juli 1911, GS. ©. 123). 

Der Lohntarif iſt, wie der Manteltarifvertrag, nur auf Lohnempfänger anwendbar, 
die am 7. November v. Is., dem Tage ſeines Inkrafttretens, noch im Dienſtverhältnis 
ſtanden, nicht aber auf Lohnempfänger, die ſchon vor dieſem Tage ausgeſchieden waren. 

Im einzelnen wird folgendes bemerkt: 

a) Eine Gegenüberſtellung des Lohnes von Lohnempfängern mit Dienſtbezügen 
planmäßig angeſtellter entſprechender Unterbeamten des gleichen Familienſtandes 
und eine hiernach etwa in Betracht kommende Kürzung des Lohnes von Lohn⸗ 
empfängern hat fortan nicht mehr zu erfolgen. 

h) Lohn iſt, ſoweit der Manteltarifvertrag nicht ausdrücklich etwas anderes beſtimmt 

(wie beiſpielsweiſe 88 12 und 14), grundſätzlich nur für wirklich geleiſtete 

Arbeit, alſo nur für die tatſächlichen Arbeitstage, nicht aber für Sonntage zu 

zahlen, an denen nicht gearbeitet wird. 

Der Lohntarif gilt, abgeſehen von den nur ſtundenweiſe beſchäftigten 

Reinigungsfrauen, nur für Lohnempfänger, die volle planmäßige Arbeit verrichten. 

Der Lohn für Lohnempfänger, die infolge Alters, Gebrechlichkeit uſw. nicht 

mehr voll arbeitsfähig ſind, aber je nach ihren Fähigkeiten noch weiter beſchäftigt 

werden, um ſie der Sorge um ihr tägliches Brot zu entheben, iſt innerhalb 
der im Lohntarife vorgeſehenen Lohnſätze unter Berückſichtigung der Umſtände 
des Einzelfalls von der Beſchäftigungsbehörde im Benehmen mit der geſetzlichen 

Arbeitervertretung feſtzuſetzen. 

e) N cen iind die Ruhegehaltsbezüge auf den Lohn in Anrechnung 
zu bringen. 

) Die für die Gewährung der Steigerungsſätze maßgebende Zeit läuft von dem 
Tage, ſeitdem das Arbeitsverhältunis ununterbrochen beſteht. Hierbei iſt § 17 
des Manteltarifvertrags zu beachten. 

g) Die neu zu gewährenden Löhne iind bei den Fonds zu verrechnen, aus denen 
die bisherigen Löhne gezahlt wurden. 


2. Bei einer Regelung der Löhne der Lohnempfänger außerhalb Groß-Berlins 
(vgl. II A 1), die abweichend von den Beſtimmungen des Runderlaſſes vom 30. April v. J. 
(231 378) von den Regierungspräſidenten oder Oberpräſidenten ſowie den ihnen gleich⸗ 
geſtellten Behörden ſelbſtändig zu treffen ſein wird, iſt nach folgenden Grundſätzen zu 
verfahren: 

a) Die im Lohntarife für die Lohnempfäuger in Groß-Berlin für die einzelnen 
Arbeitsgruppen vorgeſehenen Lohnſätze dürfen nicht überſchritten werden. Sollte 
dies wider Erwarten ausnahmsweise dennoch erforderlich werden, jo iſt unter 
Darlegung der Gründe meine Entſcheidung einzuholen. 

b) Die Löhne ſind nach Anhörung der örtlich in Betracht kommenden Intereſſen⸗ 
vertretungen unter Berückſichtigung der ortsüblichen Löhne gleichartiger Arbeiter 
und der örtlichen Teuerungsverhältniſſe entſprechend dem Angebot und der 
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Nachfrage zu bemeſſen. Dabei ift zu beachten, daß die Tätigkeit der Lohn⸗ 

empfänger bei den Verwaltungsbehörden in der Regel weniger anſtrengend ſein 

wird als die anderer Arbeiter, insbeſondere der VBetriebsarbeiter. 

Die Beſtimmungen unter IIA 1 a bis g finden hierbei entſprechende 

Anwendung. 
e) Es muß unter allen Umſtänden vermieden werden, daß die Lohnregelung 
bei den verſchiedenen Reichs- und Staatsbehörden, den Behörden der Sonder⸗ 
verwaltungen uſw. am gleichen oder in benachbarten Orten, für die dieſelben 
Verhältniſſe maßgebend ſind, zu verſchiedenen Ergebniſſen und damit zu Unzu⸗ 
friedenheit und Unruhe und zu Berufungen führt. Den nachgeordneten Ber 
hörden wird hiermit eindringlichſt zur Pflicht gemacht, die Lohnbemeſſung nur 
im Einvernehmen mit den übrigen Reichs- und Staatsbehörden uſw. am 
gleichen oder in benachbarten Orten vorzunehmen und, ſoweit eine Einigung 
nicht zu erzielen ſein ſollte, die Entſcheidung des Oberpräſidenten einzuholen, 
die im Einvernehmen mit dem Präſidenten des Landesfinanzamts zu treffen iſt. 
Sobald eine Lohnregelung erfolgt, find ſorgfältig ausgefüllte Nachweiſungen 
unter Benutzung des anliegenden Muſters ohne Begleitbericht einzureichen. 
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B. Ergänzungsbeſtimmungen. 


Zu Ziffer 1. Soweit außerhalb Groß-Berlins etwa beſſere Lohnbedingungen beſtehen 
ſollten, find ſie im Intereſſe der Einheitlichkeit bei einer auf Grund der vorliegenden Be— 
ſtimmungen zu treffenden Lohuregelung zu beſeitigen. 


Zu Ziffer 2. Soweit außerhalb Groß-Berlins alsbald eine Neuregelung der Löhne 
erforderlich wird, kann ſie nur aus zwingenden Gründen mit rückwirkender Kraft, äußerſten⸗ 
falls mit Wirkung vom 1. September v. J. ab vorgenommen werden. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß der Lohntarif für Groß-Berlin im 
Gegenſatze zum Manteltarifvertrage zunächſt nur bis zum 31. März d. J. gilt. 


III. 


Um einzelne im Tarifvertrage berührte Punkte einheitlich regeln zu können und um 
Material für etwaige künftige Tarifverhandlungen zu gewinnen, erſuche ich um baldigen 
erſchöpfenden Bericht 

J. über die bisherige und die künftige Regelung der täglichen und wöchentlichen 
Arbeitszeit durchgehende (zuſammenhängende) oder geteilte Arbeitszeit, 
Wechſelſchichten, Pauſen und den bisherigen und künftigen Arbeitsſchluß an 
den Vorabenden des Oſter-, Pfingſt⸗, Weihnachts- und Neujahrsfeſtes (8 2 des 
Mauteltarifvertrags); 

2. über Art und Umfang etwa gewährter Sachbezüge den ermittelten Wert, die 
für die Ermittelung des Wertes maßgebend geweſenen Geſichtspunkte und die 
daraufhin erfolgte Lohnbemeſſung ($ 7 des Manteltarifvertrags); 

3. über die Bezahlung der Wochenfeiertage an nur vorübergehend eingeſtellte und 
nur ſtundenweiſe beſchäftigte Arbeitskräfte (8 12 des Manteltarifvertrags); 

4. über Erfahrungen mit der Fortzahlung des Lohnes in den im § 14 des Mantel- 
tarifvertrags vorgeſehenen Fällen, etwa im Sinne unzuläſſiger Ausnutzung 
dieſer Beſtinmungen; 

5. über die Gewährung von Urlaub an nur vorübergehend eingeſtellte oder nur 
ſtundenweiſe beſchäftigte Arbeitskräfte (8 15 des Manteltarifvertrags); 

6. über das Beſtehen etwaiger beſſerer Arbeitsbedingungen im Sinne des 8 24 
des Manteltarifvertrags, ſei es hinſichtlich der im Manteltarifvertrage geregelten 
Punkte, ſei es in anderer Beziehung; 

7. über die Lohnbemeſſung im Falle der Beſtimmung unter IIA 1d und e; 

8. über das Beſtehen beſſerer Lohnbedingungen, insbeſondere über etwaige Ge⸗ 
währung von Wochen- und Monatslöhnen in Groß-Berlin (Ziffer 1 der Ergän⸗ 
zungsbeſtimmungen zum Lohntarif). 

Vorſchläge zur Ergänzung oder Abänderung des Manteltarifvertrags ſind erwünſcht. 


Von der ſelbſtändigen Auslegung zweifelhaft erſcheinender Beſtimmungen erſuche ich 
abzuſehen und in ſolchen Fällen ſtets zu berichten. 
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Soweit noch weitere Abdrucke des Muſters der obenbezeichneten Nachweiſung 
(Titel⸗ und Einlagebogen) gewünſcht werden, erſuche ich, den Bedarf binnen 14 Tagen bei 
der Geheimen Regiſtratur ZBI meines Miniſteriums anzufordern. 


In Vertretung. 
ZB. 1789. 1 2854. Dönhoff. 


1. An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchließlich 
Porzellanmanufaktur). 

2. Zur Nachachtung. Abdrucke des Tarifvertrags (Manteltarifvertrag) und Lohntarif 
nebſt Ergänzungsbeſtimmungen für Groß⸗Berlin liegen bei. Der Tarifvertrag be⸗ 
zieht ſich nicht auf die ſtaatlichen Betriebe mit wirtſchaftlichen Zwecken. 

An die Oberbergämter, die Geologiſche Landesanſtalt Berlin und die Bergakademie in 


Clausthal. 
Nachweiſung 
der 
bei der 
in 
beſchäftigten Lohnempfänger. 
den 1920 
An 
den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe 


in 
Ber 
Leipziger Straße 2 


F 


inne 


3 


— 


RR 


f 


Name. Alter. 


Welche Sach⸗] Höhe des 
bezige Hat | Ruhe⸗ | Selle 
der Lohn⸗ gehalts, 1 
empfänger [ das der Ip 
und auf wie Lohn⸗ 85 
hoch werden] empfänger Arbeits⸗ 
fie taglich [etwa be⸗ 10 
bewertet? zieht. 9. 
10 11 12 


4 


Fami⸗ 
lien⸗ 
ſtand 

(ob 
ledig 
oder 
ver⸗ 


Steigerungsſätze 


1 


Jahr Jahren Jahren 


Dienſtſtelle, Zeitpunkt 
bei der der Lohn⸗ des 
empfänger beſchäf⸗ Dienſt⸗ 

3 autritts. 

2 6 


der 


Welcher 
Arbeits⸗ 
gruppe 
(gelernte, an⸗ 
gelernte uſw. 
Arbeiter) iſt 


Iſt der Lohn⸗ 
empfänger 
voll arbeits⸗ 


der Lohn⸗ hie 
empfänger DE 
zugeteilt? 

8 9 


— — — —u-¼— Ent 


Iſt die Lohn⸗ 
bemeſſung im 


nach: Einvernehmen 
mit den übrigen 

Reichs⸗ und 
2 3 jan dem Dienſt⸗ 


oder benachbar⸗ 
ten Orte vor⸗ 
genommen? 


13 14 


Schreibgebühren. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Für Schreibarbeiten, die auf Koſten von Privaten angef 
an Stelle des bisherigen Satzes von 50 Pf. der Satz von 


25. 11871. 1 3611. 


Im Auftrage. 


Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


. 


Sofern eine 


des Ober⸗ 


präſidenten ein⸗ 


geholt? 


15 


Einigung über die 
Lohnbemeſſung 
nicht erzielt iſt, 

Staatsbehörden iſt Entſcheidung 


Sonſtige Bemerkungen. 


16 


“„!!!  E a 


Berlin W9, den 13. März 1920, 
ertigt werden, iſt in Zukunft 


1,50 #6 zu erheben. 


Staatsmittel für die Arbeiterräte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat in 


Beſchluſſes vom 28. November 1919 die Staatsregierung erſucht, 


Berlin W 9, den 6. März 1920. 


Durchführung ihres 
alle Zahlungen aus 


a) 


Staatsmitteln an die den Provinzial- und Lokalbehörden beigeordneten Volksbeauftragten 
vom nächſten Rechnungsjahr ab einzuſtellen. 
Ich beſtimme demgemäß, daß in meinem Geſchäftsbereiche mit Ende d. Mts. alle 
Zahlungen an Arbeiter-, Soldaten- uſw. Räte eingeſtellt werden. 
In Vertretung. 
Z. B. 1226. l 3078. Dönhoff. 


— 


An die dem Haudelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 13. März 1920. 
Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters vom 4. März 1919 (FM. 1 3865 uſw.), mit⸗ 
geteilt durch Runderlaß vom 12. März 1919 (HM Bl. S. 64, für die Bergbehörden: vom 
13. März 1919 (1 2642). 

Die Grenze, bis zu der gemäß Abſchnitt! Ziffer 12 der vorbezeichneten Rund⸗ 
verfügung des Herrn Finanzminiſters eigenes Einkommen der Kinder regelmäßig nicht zu 
berückſichtigen iſt, wird mit Wirkung vom 1. Januar 1920 ab von 30 M auf 50 % erhöht. 

Im Auftrage. 
IBB. 1 U 1. 1 8406. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Erhöhte Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 16. März 1920. 


Da der Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen Beſoldungsordnung ſich zur Zeit noch 
nicht überſehen läßt und es ſomit ausgeſchloſſen iſt, daß die vom 1. April 1920 ab gültigen 
neuen Gehälter uſw. an dieſem Tage bereits zur Auszahlung gelangen, beſtimme ich, daß 
die zufolge des Erlaſſes vom 11. v. M. (SMBl. S. 38) bis Ende März 1920 bewilligten 
erhöhten laufenden Kriegsteuerungszulagen auch über dieſen Zeitpunkt hinaus mit der 
Maßgabe weiter gezahlt werden, daß ſie auf die neuen Gebührniſſe anzurechnen ſind. 

Hinſichtlich der Lohnangeſtellten höherer Ordnung wird beſtimmt, daß auch dieſen die 
Kriegsteuerungszulagen nach Maßgabe des Runderlaſſes vom 11. v. M. (ZB. 1492) ) über 
den 31. März 1920 unter der gleichen Vorausſetzung der Anrechnung auf die ſpäteren 
Bezüge gezahlt werden, ſofern nicht der Tarifvertrag bis zum 1. April 1920 zum Abſchluß 
gebracht ſein ſollte. 

Dieſe Beſtimmungen finden auch auf die vollbeſchäftigten Lehrer und Beamten an 
den vom Staate aus Kap. 69 Tit. 7, 7a, 10, 10a und 10d unterhaltenen oder mit⸗ 
unterhaltenen Schulen und Einrichtungen entſprechende Anwendung. 


In Auftrage. 
e Frick. 
An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


) Der Erlaß iſt nicht veröffentlicht worden. 
IT 
III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Jahresberichte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 13. März 1920. 


Durch meinen Erlaß vom 17. Februar 1919 (HMBl. S. 42) habe ich die 
Handelskammern erſucht, die jährliche VBerichterftattung über die Lage von Handel und 
Induſtrie in ihrem Bezirke wieder aufzunehmen. Dieſer Erlaß entſprach den Wünſchen 
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die bei der Zuſammenkunft der amtlichen preußiſchen Haudelsvertretungen in Berlin vom 
12. Februar 1919 zum Ausdruck kamen. In einer mir am 3. März d. Is. zugegangenen 
Eingabe haben zahlreiche Handelskammern Weſtfalens und des Rheinlandes um Befreiung 
von der Verpflichtung zur Berichterſtattung gebeten, da ihre wiſſenſchaftlichen Beamten 
zur Zeit völlig außerſtande ſeien, die Zeit für die Abfaſſung von Jahresberichten zu ge⸗ 
winnen. So wenig ich nun die gegenwärtig ſtark geſtiegene Arbeitslaſt der Kammern ver⸗ 
kenne, kann ich dem Verlangen der Kammern volle Berechtigung zuerkennen. Die Bericht⸗ 
erſtattung gehört keineswegs zu den unwichtigeren Pflichten der Handelsvertretungen. Bei 
rechtzeitiger Materialſammlung und Verarbeitung können die Jahresberichte im all- 
gemeinen auch ohne Störung der ſonſtigen Arbeiten erſtattet werden; tatſächlich liegen ſchon 
für 1919 wertvolle Berichte vor. Ferner beruht die Verpflichtung zur Berichterſtattung 
auf einer geſetzlichen Vorſchrift, von der die Kammern grundſätzlich zu entbinden, ich nach 
Wiederherſtellung des Friedenszuſtandes Bedenken tragen muß. Ich bin bereit, bei 
Kammern, die nicht rechtzeitig das Material geſammelt haben oder nicht die für ihre Ver⸗ 
arbeitung erforderlichen Beamten haben, ohne beſonderen Antrag von der Berichterſtattung 
für das Jahr 1919 abzuſehen, ſpreche aber gleichzeitig die Erwartung aus, daß die Kammern, 
welche berichten können, ſich durch mein Entgegenkommen hiervon nicht abhalten laſſen, 
und erſuche alle Kammern, dafür Sorge zu tragen, daß ſpäteſtens für das laufende Jahr 
die Berichterſtattung nach der Vorſchrift des Geſetzes wieder aufgenommen wird. 

Dabei bitte ich die Kammern zu erwägen, ob ſie durch Vereinigung ihrer Berichte 
mit denen benachbarter Kammern des gleichen Wirtſchaftsgebiets Arbeitsaufwand und 
Druckkoſten zu vermindern vermögen. Ich würde zu einer ſolchen Gemeinſchaftsarbeit auf 
Antrag gern meine Zuſtimmung geben. 

Im Auſtrage. 
11 1682. Neuhaus. 


An die Handelskammern. 


2. Schiffahrts angelegenheiten. 
Seeſtenermanns⸗ und Seeſchifferprüfungen. 


Überſicht über die im 2. Vierteljahr 1920 in Preußen beginnenden Termine 
für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: Schiffer auf großer Fahrt: 
Alton voransſichtlich er 22, April, Affonnngng 
Barth / 
Geeſtemünde . , e ee e ee ee 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. 
Meldungen zu einer Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs- 
kommiſſion für Seeſchiffer zu richten. 


Seemaſchiniſtenprüfungen. 
ÜUberſicht über die im 2. Vierteljahr 1920 in Preußen ſtattfiudenden Gee- 
dampfſchiffsmaſchiniſtenprüfungen ſowie Vor- und Hauptprüfungen zum 
Schiffsingenieur. 
Termine für die Prüfungen zum Seemaſchiniſten III. und IV. Klaſſe: 
Flensburg ee. er 
Geeſtefminde e 


Termin für die Vorprüfung zum Schiffsingenieur: 
en sfr. FR r 


Meldungen zu einer Prüfung find au den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs⸗ 
kommiſſion zu richten. 


a 


3. Eichweſen. 
Gebühren für eichamtliche Prüfungen uſw. außerhalb des eichpflichtigen Verkehrs. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 22 März 1920. 


Zu den im erſten Abſchnitt der Gebührenordnung für eichamtliche Prüfungen und 
Beglaubigungen außerhalb des eichpflichtigen Verkehrs vom 26. Juli 1912 (HM Bl. 
S. 453) feſtgeſetzten Gebühren iſt ein Zuſchlag von 100 vom Hundert zu erheben. Dieſer 
Zuſchlag iſt in gleicher Höhe auch von den Zuſatzgebühren (zweiter Abſchnitt Ziff. 2 a. a. O.) 
zu erheben. Bei der Erhebung des nach dem zweiten Abſchnitt Ziff. 3 a. a. O. vor 
geſchriebenen Zuſchlags iſt auch der jetzt angeordnete Zuſchlag der von 100 vom Hundert 
feſtgeſetzten Gebühren zu berückſichtigen. 

Die erhöhten Beglaubigungsgebühren ſind ſofort zu erheben. 


Im Auftrage. 
Un 1484 Neuhaus. 


An die Herren Eichungsinſpektoren (einſchließlich Schneidemühl). 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 


Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 6. März 1920. 


Die in Nummer 32 des Reichsgeſetzblatts für 1920 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichs⸗Verkehrsminiſteriums vom 7. Februar 1920 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſen⸗ 
bahnbeförderung zu: 

1. Ammonfördit J 2, 

2. Per⸗Donarit, 

3. Rivalit A und Per⸗Rivalit, 

4. Aſtralit A und Per⸗Aſtralit, 

5. Rhenanit A und Per-Rhenanit, 
6. Dominit A und Per-Dominit, 
7. Geſteins⸗Tremonit A und Per⸗Tremonit, 
8. Fulminal und Per-Fulminal, 
9. Alumnit und Per⸗Alummit, 

10. Romperit A und Per⸗Romperit, 
11. Per-Weſtfalit. 


Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HMBl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag 


zu I und 8 der Aktiengeſellſchaft Siegener Dynamitfabrik in Förde, 

zu 2 der Sprengſtoff-Aktiengeſellſchaft Carbonit in Hamburg, 

zu 3 der Deutſchen Sprengſtoff-Aktiengeſellſchaft in Hamburg, 

zu 4 der Dynamit⸗Aktiengeſellſchaft in Hamburg, 

zu 5 der Rheiniſchen Dynamitfabrik in Cöln, 

zu 6 der Sprengſtoffabriken Hoppecke in Cöln, 

zu 7 der Weſtdeutſchen Sprengſtoffwerke in Dortmund, 

zu 9 der Spreugſtoffwerke vorm. Dr. R. Nahnſen & Cie. Aktiengeſellſchaſt in 

Hamburg, 

zu 10 der Dresdener Dynamitfabrik in Dresden, 

zu 11 der Weſtfäliſch-Anhaltiſchen Sprengſtoff-Aktiengeſellſchaft in Berlin 
erteilt iſt. 


wu 


Im Auftrage. 
111. 34338. v. Meyeren. 


D 


"ana ua 
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Kohlenwirtſchaftsſtellen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 18. März 1920. 


Bearbeitet von der Preußiſchen Landeskohlenſtelle Berlin iſt bei der Sea Verlag 
„G. m. b. H., Berlin W 35, Potsdamer Straße 110, eine Karte der Kohlenwirtſchaftsſtellen 
Deutſchlands im Maßſtabe 1: 1 500 000 erſchienen. Der Verkaufspreis der Karte im 
Umſchlag iſt auf 7,50 42 zuzüglich 20 v. H. Sortiments⸗Teuerungszuſchlag feſtgeſetzt worden, 
Ich empfehle die Anſchaffung der Karte, die vorausſichtlich bald vergriffen ſein wird. 
Im Auftrage. 
la 1915. Neuhaus. 


An die Handelskammern, deu Landesausſchuß der preußiſchen Handelskammern und den 
Deutſchen Induſtrie- und Handelstag. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
i Kehrbezirke. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 16. März 1920. 

Wir erſuchen Sie, die Beſtimmungen über die Anſtellung und die Pflichten der 
Bezirksſchornſteinfeger (HMBl. 1917 S. 349) wie folgt zu ergänzen: 

Zuſatz zu 86 vor „Dem Geſellenausſchuß der Schoruſteinfegerinnung“ 

„Der Innung und“. 

Zuſatz zu § 28 Abſ. 2: „Die Friſt iſt vom Ablauf des Vierteljahrs, in dem der Tod 
eingetreten iſt, zu berechnen.“ 

Zuſatz (als Abſ. 2) zu § 29: „Jeder Bezirksſchornſteinfeger hat außerdem innerhalb 
der gleichen Friſt den Nachweis zu erbringen, daß er gegen Notfälle, wie ſie ſich als 
Folgen einer von ihm nicht verſchuldeten oder herbeigeführten Entlaſſung (8 45) einſtellen 
körmen, bei einer dafür geeigneten Anſtalt verſichert iſt.“ 

Im Hinblick auf die hier fortgeſetzt eingehenden Unterſtützungsgeſuche von Bezirks— 
ſchornſteinfegern, welche aus den abgetretenen Gebietsteilen vertrieben worden ſind oder 
die im Inlande während des Krieges nur vorübergehend vertretungsweiſe einen Bezirk 
verwaltet haben, erſuchen wir, auch den bereits angeſtellten Meiſtern durch die Anſtellungs⸗ 
behörden dringend nahezulegen, ſich in ähnlicher Weiſe zu verſichern, und dabei den Unter⸗ 
ſtützungsverein deutſcher Schornſteinfegermeiſter in Berlin SW 11, Luckenwalder Straße 11, 
als eine dafür geeignete Anſtalt bezeichnen zu laſſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
em Auftrage. Im Auftrage. 
von Meyeren. Schloſſer. 


III 13191/%,9 M. ſ. H. lle 958 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſideuten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparaten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Verlin WO, deu 10. März 1920. 


Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs- und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins wird der Azetylenſchweißapparat der Firma Fr. P. Schmidt⸗ 
Suhl in Suhl (Thüringen) für Preußen in den Größen 1—4 mit 1, 2, 3 und 4 kg 
Karbidfüllung gemäß § 12 der Azetylenverordnung unter der Typennummer Jso zum 
dauernden Betrieb in Arbeitsräumen und in den Größen 1— 5 mit 2, 4, 6, 8 und 10 kg 
Karbidfüllung gemäß § 14 a. a. O. unter der Typennummer Ass zur vorübergehenden Be— 
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nutzung in Arbeitsräumen widerruflich unter den a. a. ©. feſtgelegten Vorausſetzungen und 
Bedingungen, bei gleichzeitiger Befreiung der Größen 4 und 5 von der Beſtimmung der 
Ziffer 11 Abſatz 3 der Techniſchen Grundſätze für den Bau von Azetylenanlagen, zugelaſſen. 

Die Fabrikſchilder der Apparate müſſen an den zu ihrer Befeſtigung dienenden Ziun⸗ 
tropfen oder Nieten den Stempel des Sächſiſch⸗Thüringiſchen Dampfkeſſel⸗Reviſionsvereins 
in Halle a. S. erkennen laſſen. 

Für die Zulaſſung gelten die von der Techniſchen Aufſichtskommiſſion vorgeſchlagenen, 
den Behörden mitgeteilten Bedingungen. 

Im Auftrage. 

III 3849. von Meyeren. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Koalitionsfreiheit innerhalb der Arbeiterſchaft. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 4. März 1920. 


Es iſt erwünſcht, daß dortſeits in allen bekannt werdenden Fällen von Beſchränkung 
der Koalitionsfreiheit innerhalb der Arbeiterſchaft auf eine Vermittelung tunlichſt im Ein⸗ 
vernehmen mit der Gewerkſchaftsleitung hingewirkt wird. Soweit nötig, wird dazu eine 
perſönliche Verhandlung eines von Ihnen zu beſtimmenden Kommiſſars, etwa des Gewerbe⸗ 
inſpektors, mit den Beteiligten anzuordnen fein. Die Gewerbeaufſichtsbeamten find anzu⸗ 
weiſen, Ihnen alle zu ihrer Kenntnis gekommenen Fälle von Beſchränkung der Koalitions⸗ 
freiheit ſchleunigſt mitzuteilen und, ſoweit erforderlich, die zur Vermittelung geeigneten 
Schritte einſtweilen vorzunehmen. Soweit ſtrafbare Handlungen vorliegen, iſt den Straf⸗ 
verfolgungsbehörden ſofort die erforderliche Nachricht ſeitens der beteiligten Verwaltungs⸗ 
behörde zu übermitteln. 

Über wichtigere Fälle und ſonſtige beſondere Wahrnehmungen auf dieſem Gebiet iſt 
mir zu berichten. 

Im Auftrage. 
111 3011. von Meyeren. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
und zur gleichmäßigen Beachtung 
an die übrigen Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl und 
den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Verordnung über Arbeitsnachweiſe. 


Die Verordnung über Arbeitsnachweiſe, Anlage zum Erlaß vom 12. September 1919 ſ/ 
23. Januar 1920 (III 7470/13984 M. f. H.; lle 4284/93 M. d. J.; IA 1a 12736/V 116 
M. f. L.)“) wird abgeändert, wie folgt: 
Im 8 17 Abf. 1 werden die Vorſchriften in Ziffer 9 und 10 aufgehoben und durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt; 
9. Provinzialauit für Arbeitsnachweis in der Rheinprovinz, umfaſſend die Rhein⸗ 
provinz mit Ausnahme des Kreiſes Wetzlar, mit dem Sitz in Cöln. 
10. Provinzialamt für Arbeitsnachweis in der Provinz Heſſen⸗Naſſau, umfaſſend 
die Provinz Heſſen⸗Naſſau mit Ausnahme des Kreiſes Grafſchaft Schaumburg, 
und den Kreis Wetzlar, mit dem Sitz in Frankfurt a. M. 


Berlin, den 13. März 1920. 


Der Miniſter für Handel Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Landwirt— 
und Gewerbe. Im Auftrage. ſchaft, Domänen und Forſten. 
In Vertretung. Schloſſer. Im Auftrage. 
Dönhoff. Abicht. 
I 2538 M. f. H. — IAV 558 M. f. L. — Ie 66 M. 5 


*) Mal. 1919 S 226 und 1920 S. 43. 


Anlage. 
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Von Schlichtungsausſchüſſen feſtgeſetzte Geldſtrafen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 17. März 1920 


Mit Beziehung auf den Runderlaß vom 24, Dezember 1919 (III 12 790, 1 14 470). 

Die gemäß § 16 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456) in Ver⸗ 
bindung mit 88 5 und 12 der Bekanntmachung vom 21. Dezember 1916 (iG Bl. S. 1411) 
und § 23 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 gegen Beiſitzer der Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe oder beteiligte Perſonen feſtgeſetzten Geldſtrafen, die in die Reichskaſſe fließen, 
werden bei Kap. 13k Tit. 7 des Haushalts des Reichsarbeitsminiſteriums vereinnahmt. 
Einem Wunſche des Herrn Reichsarbeitsminiſters entſprechend, erſuche ich Sie, dem ge— 
naunten Herrn Miniſter die Namen der beſtraften Perſonen ſowie die Höhe der verhängten 
Strafen in jedem Falle mitzuteilen und mir Abſchrift der Anzeige vorzulegen. 

Vom Rechnungsjahre 1920 ab iſt ein befonderer Einnahmetitel im Haushalt des 
Reichsarbeitsminiſterimms vorgeſehen. 


Im Auftrage. 
II 3818. Seid 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl und den Herrn 
Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Arbeitsmöglichkeit für Blinde. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 10. März 1920. 
Im Anſchluß an den Runderlaß vom 20. April 1918 (HMBl. S. 175). 


Der Ausſchuß zur Unterſuchung der Arbeitsmöglichkeiten für Blinde, insbeſondere 
Kriegsblinde, in gewerblichen Betrieben (Vorſitzender: Gewerberat Dr. Jungfer in Berlin 
NW ö 52, Thomaſiusſtr. 22) hat eine Nachweiſung von „Arbeitsmöglichkeiten für Blinde in 
gewerblichen Betrieben“ in Form eines Merkblatts zuſammengeſtellt, das ſich die hieſige 
Hauptfürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene für ihre Zwecke nutzbar 
gemacht hat. Es iſt dazu beſtimmt, Gewerbeunternehmern, die Blinde in ihren Betrieben 
zu beſchäftigen in der Lage ſind, die erforderlichen Hinweiſe betreffs der Art der in Betracht 
kommenden Arbeitsmöglichkeiten zu geben. Auch für die Gewerbeaufſichtsbeamten iſt das 
Merkblatt für Zwecke der Berufsberatung und Unterbringung von Blinden in der Induſtrie 
von Wert. 

Im Auftrage. 


IIT 2990. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und die Regierungsſtelle in Schneidemühl. 


Fahrpreisermäßigungen für Frühjahrsbeſtell⸗ und Erntearbeiter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 18. März 1920. 
Mit Beziehung auf den Erlaß vom 10. April 1919 (HMBl. S. 131). 

Abdruck eines Schreibens des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 28. Fe⸗ 
bruar 1920 überſende ich nachſtehend zur Kenntnis und Verſtändigung der für die Aus⸗ 
fertigung der Ausweiſe in Frage kommenden öffentlichen Arbeitsnachweisſtellen. 

Im Auftrage. 
III 8555. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl und den Herrn 
Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Anlage. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Berlin W 66, den 28. Februar 1920. 

Jufolge eines Antrags der Landwirtſchaftskammer in Hannover will ich auch in 
dieſem Jahre zur Förderung der Frühjahrsbeſtellung und der Erntearbeiten die gleiche 
Fahrpreisermäßigung wie bisher eintreten laſſen. Demgemäß wird auf den preußiſch⸗ 
heſſiſchen Staatseiſenbahnen, Arbeitern, denen zur Frühjahrsbeſtellung und zur Einbringung 
der Erute eine auswärtige Arbeitsſtelle durch einen der dem Verbande Deutſcher Arbeits⸗ 
nachweiſe angehörenden öffentlichen oder gemeinnützigen Arbeitsnachweiſe, einen Arbeits⸗ 
nachweis der Landwirtſchaftskammern oder der deutſchen Arbeiterzentrale in Berlin ver⸗ 
mittelt worden iſt, die einmalige Fahrt nach der Arbeitsſtelle und zurück während der Zeit 
bis zum 15. Dezember d. Is. in der 4. Wagenklaſſe zum halben Fahrpreis gewährt 
werden. Die Ermäßigung iſt bei den Fahrkartenausgaben unter Vorlage eines von den 
vorbezeichneten Arbeitsnachweiſen für die Hin- und für die Rückfahrt je beſonders auszu⸗ 
ſtellenden Ausweiſes zu beantragen. Als Ausweiſe dienen wiederum die Vordrucke zur 
Erlangung der tarifmäßigen Fahrpreisermäßigung zum Zwecke der Arbeitsvermittlung nach 
Abänderung der Worte „zum Zwecke der Arbeitsvermittlung“ in „für Frühjahrsbeſtell⸗ 
und Erntearbeiter“. 

Den übrigen deutſchen Staats⸗ und Privateiſenbahnen iſt von der Maßregel mit dem 
Anheimſtellen Mitteilung gemacht worden, ſich ihr anzuſchließen. 
126 Cp. 1085. Unterſchrift. 


An den Verband Deutſcher Arbeitsnachweiſe in Berlin SO 16. 


Tarifverträge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 22. März 1920. 


Zur Erleichterung des Geſchäftsverkehrs habe ich mich mit dem Reichsarbeitsminiſterium 
bis auf weiteres dahin verſtändigt, daß das Reichsarbeitsminiſterium in den die Ver⸗ 
bindlichkeitserklärung von Tarifverträgen gemäß § 2 der Verordnung vom 23. Dezember 
1918 (RGBl. S. 1456) betreffenden Angelegenheiten unmittelbar Erſuchen an die preußiſchen 
Landesbehörden richtet. Ich habe keine Bedenken dagegen zu erheben, daß die auf dieſe 
Erſuchen von den Landesbehörden zu erſtattenden Berichte in Eilfällen dem Reichsarbeits⸗ 
miniſterimn unmittelbar zugeleitet werden, wenn mir zugleich eine Abſchrift dieſer Berichte 
überreicht wird. 

Andernfalls ſind dieſe Berichte durch meine Hand an das Reichsarbeitsminiſterium 
zu übermitteln. 

Beſondere Anordnungen behalte ich mir für Einzelfälle vor. 

Die den Regierungspräſidenten und den Oberbergämtern nachgeordneten Behörden 
haben die von ihnen dem Reichsarbeitsminiſterium erſtatteten Berichte ſtets durch die Hand 
der ihnen vorgeſetzten Behörde zu leiten. 

Ich bemerke ausdrücklich, daß ſich dieſes Verfahren — vorbehaltlich etwaiger 
beſonderer Anordnungen nur auf die oben bezeichneten Angelegenheiten bezieht. 

In Vertretung. 
1 99. lia gen. 11. 18549. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, den 
Herrn Oberpräſidenten (als Demobilmachungskommiſſar) in Berlin, die Handelskammern, 
die Handwerkskammern ſowie die Oberbergämter. 


Betriebsrätegeſetz. 
Gemäß Artikel 1 der Verordnung zur Ausführung des Betriebsrätegeſetzes vom 
4. Februar 1920 (RGBl. S. 147) vom 8. März 1920 (GS. ©. 57) beſtimme ich: 


N 
In den Betrieben der ftaatlichen Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung mit wirt— 
ſchaftlichen Zwecken, welche den Oberbergämtern unterſtellt ſind, in den Betrieben der 
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nachſbebend 
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Oberharzer Berg⸗ und Hüttenwerke und in dem Betriebe der Berginſpektion zu Rüdersdorf 
find, ſoweit mit Rückſicht auf die Zahl der in dieſen Betrieben beſchäſtigten Arbeitnehmer 
auf Grund des Betriebsrätegeſetzes eine Betriebsvertretung (Betriebsrat, Betriebsobmann) 
zu wählen iſt, die Beamten und Beamtenanwärter, welche die gleiche Tätigkeit ausüben 
wie in Privatbetrieben derſelben Art Privatarbeiter (8 11 des Betriebsrätegeſetzes), als 
Arbeiter, die Beamten mit Ausnahme der höheren Beamten und die Beamtenanwärter, 
welche die gleiche Tätigkeit ausüben wie in Privatbetrieben derſelben Art Privatangeſtellte 
(§ 12 des Betriebsrätegeſetzes), als Angeſtellte im Sinne des Betriebsrätegeſetzes zu 
betrachten. 
Im Streitfall entſcheidet der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


IN, 

In den Betrieben der ſtaatlichen Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung, die twirk- 
ſchaftliche Zwecke nicht verfolgen, ſind diejenigen Arbeitnehmer, die Ausſicht auf Über⸗ 
nahme in das Beamtenverhältnis haben oder die mit gleichen oder ähnlichen Arbeiten 
wie die Beamten oder Beamtenanwärter beſchäftigt werden, nicht als Arbeitnehmer im 
Sinne des Betriebsrätegeſetzes zu betrachten. 

Berlin, den 25. März 1920. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
18854. 111474. Dönhoff. 


Betriebsrätegeſetz. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 27. März 1920. 

Ich mache auf die zum Betriebsrätegeſetz ergangene Ausführungsverordnung des 
Staatsminiſteriums vom 8. März 1920 (GS. S. 57) und die von mir erlaſſenen nach⸗ 
ſtehend beigefügten Ausführungsbeſtimmungen vom 8. März 1920 aufmerkſam und erſuche, 
wegen der Errichtung des Bezirksſchlichtungsausſchuſſes nach Art. 5 Abſ. 1 und 2 der 
Staatsminiſterialverordnung alsbald das Erforderliche zu veraulaſſen. Über die erfolgte 
Errichtung des Vezirksſchlichtungsausſchuſſes und feine Zuſammenſetzung erſuche ich mir 
innerhalb 2 Monaten zu berichten. 

5 Jun Vertretung. 
III 3716. 13955. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Berlin. 


Betriebsrätegeſetz. 


Zu den 88 14, 103 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (RG Bl. S. 147) 
erlafie ich zugleich im Namen der mitbeteiligten Miniſterien folgende 


Ausführungsbeſtimmungen. 


Zu 8 14. 

1. Als Vorſtand der Dienſtſtelle (Abſ. 1 Nr. 2) wird bei den bürokratiſch eingerichteten 
Behörden des Staates, der Gemeindeverbände, der Gemeinden und der anderen Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts der Vorſteher beſtimmt. Dieſer iſt befugt, für die Aus⸗ 
übung ſeiner Rechte und Pflichten einen Beamten der Behörde oder Körperſchaft als 
beſonderen Vertreter zu beſtellen. 

2. Bei kollegialiſch eingerichteten Behörden und Körperſchaften der bezeichneten Art 
iſt durch Beſchluß des Kollegiums ein angeſtellter Beamter zu beſtimmen, der die Rechte 
und Pflichten des Vorſtandes auszuüben hat. Zugleich iſt ein angeſtellter Beamter als 
deſſen Stellvertreter zu beſtimmen. 

3. Iſt bei Unternehmungen oder Verwaltungen des Staates gemäß 8 61 ein Geſamt⸗ 
betriebsrat für mehrere Dienſtſtellen errichtet, ſo beſtimmt der zuſtändige Miniſter unter 
den Vorſtänden dieſer Dienſtſtellen denjenigen, welcher die Pflichten und Rechte des Arbeit⸗ 
gebers nach dem Betriebsrätegeſetz ausübt. 
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Zu 8 103. 
Bis zur Einrichtung von Bezirkswirtſchaftsräten (Satz 1 des § 103) entſcheidet bei 
Streitigkeiten nach § 93 des Geſetzes: 

a) wenn es ſich um Betriebe, Verwaltungen und Büros handelt, die unter Titel VII 
der Gewerbeordnung fallen oder ſonſt zum Geſchäfts bereiche des Miniſteriums 
für Handel und Gewerbe gehören, der Gewerbeinſpektor oder Bergrevierbeamte. 
Gegen ſeine Entſcheidung iſt binnen einem Monat nach ihrer Zuſtellung die 
Beſehwerde an den Regierungspräſidenten (im Landespolizeibezirk Berlin an den 
Polizeipräſidenten) oder das Oberbergamt zuläſſig. Dieſe entſcheiden endgültig; 

b) im übrigen der Bezirksausſchuß. 

Welcher Gewerbeinſpektor (Bergrevierbeamte) oder Bezirksausſchuß örtlich zuſtändig 
iſt, entſcheidet nötigenfalls der zuſtändige Miniſter. 
Berlin, den 8. März 1920. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
Dönhoff. 


4. Reichs verſicherungsordnung. 
I. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 
Rechtshilfepflicht der Verſicherungsämter. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin, den 29. Februar 1920. 

Aus Artikel II 8 19 der Verordnung vom 1. Februar 1919 (RG Bl. S. 149) folgt, 
daß für die Verſicherungsämter gegenüber den Militärverſorgungsgerichten dieſelbe Rechts⸗ 
hilfepflicht beſteht wie gegenüber den Oberverſicherungsämtern nach 8 115 RVO. Lediglich 
über den Umfang dieſer Pflicht können Zweifel beſtehen. Solange dieſe nicht durch eine 
endgültige allgemeine Regelung beſeitigt ſind, iſt die Rechtshilfe in der bisherigen Weiſe 
zu leiſten. (Vergl. Erlaß des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe vom 10. Juli 1915, 
HMBl. S. 162.) 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Der Miniſter des Innern. 

III. V. 151. 


An das Militärverſorgungsgericht. 


II. Buch (Krankenverſicherung). 
Dienſtvergehen der Krankenkaſſenbeamten. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 12. März 1920. 

Ich ſtelle anheim, den in Ihrem Bericht erwähnten Einzelfall den in dem Geſetze, 
betreffend die Dienſtvergehen der Beamten der Orts⸗, Land⸗ und Innungskrankenkaſſen, 
vom 11. Mai 1916 vorgeſehenen Inſtanzen zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. Da dieſe über 
ihre Zuſtändigkeit ſelbſt zu entſcheiden haben, trage ich Bedenken, über die in Anregung 
gebrachte Frage nach der ferneren Gültigkeit des Geſetzes eine Entſcheidung zu treffen. 
III. V. 245. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Antrag auf Befreiung von der Krankenverſicherungspflicht. 


Auf Grund des 8 112 der Reichsverſicherungsordnung beſtimmen wir: 

Die den Oberbergämtern in Halle a. S., Clausthal, Dortmund und Bonn durch die 
Beſtimmung des unterzeichneten Miniſters für Handel und Gewerbe vom 4. September 1919 
(HMBl. S. 260) erteilte Ermächtigung zur Übertragung der Entſcheidung über Anträge 


il 
auf Befreiung von der Krankenverſicherungspflicht wird dahin erweitert, daß fie außer 
für Anträge der im Bergbau beſchäftigten Perſonen auch für Anträge aller ſonſtigen 
bei einem Knappſchaftsverein oder einer Knappſchaftskrankenkaſſe gegen Krankheit ver⸗ 
ſicherten Perſonen gilt. 
Berlin, den 13. März 1920. 
Zugleich für den Herrn Miniſter für Volkswohlfahrt 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
805 M. f. H. III V 350 M. ſ. V. Althans. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Haus wirtſchaftskunde. 
Der Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. Berlin WE, den 17. Januar 1920. 

Wir erklären uns damit einverſtanden, daß den Anträgen auf Wiedereröffnung der 
Seminare und Lehrgänge für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Haus⸗ 
wirtſchaftskunde zu Oſtern 1920 unter dem Vorbehalte des jederzeitigen Widerrufs ſtatt⸗ 
gegeben wird. Vorausgeſetzt wird dabei, daß die Anſtalten in der Lage ſind, den Unterricht 
gemäß den Beſtimmungen des Erlaſſes vom 24. Juni 1907 (HM Bl. 1907, S. 244ff.) 
fo durchzuführen, daß die Schülerinnen auch die notwendige praktiſche Ubung in aus⸗ 
reichendem Maße erhalten. Da dieſe Ausbildung den Schülerinnen bei den gegenwärtigen 
hohen Preiſen der von ihnen zu beſchaffenden Lernmittel große Koſten verurſacht, iſt den 
Anſtaltsleitungen aufzugeben, jeder Bewerberin vor ihrer Aufnahme eine auf Grund der 
Tagespreiſe aufgeſtellte Überſicht über die ihr entſtehenden Ausgaben vorzulegen und von 
ihr eine ſchriftliche Erklärung darüber zu verlangen, daß ſie bereit und in der Lage iſt, 
dieſe Ausgaben zu beſtreiten. 

Die dem dortigen Geſchäftsbereich unterſtehenden Anſtalten uſw. ſind von Vorſtehendem 
ungeſäumt in Kenntnis zu ſetzen. 

Die mit den nachſtehenden Behörden, 


a) dem Sächſiſchen Staatsminiſterium in Weimar, 

b) dem Oldenburgiſchen Miniſterium der Kirchen und Schulen in Oldenburg, 

c) dem Heſſiſchen Miniſterium des Innern in Darmſtadt, 

d) der Senatskommiſſion für Reichs⸗ und Auswärtige Angelegenheiten in Bremen, 

e) dem Anhaltiſchen Staatsminiſterium in Deſſau, 

f) 80 Senatskommiſſion für die Reichs⸗ und Auswärtigen Angelegenheiten in 

amburg, | 

g) dem Sächſiſchen Staatsminiſterium in Gotha, N 
getroffenen Vereinbarungen wegen gegenſeitiger Anerkennung der in jenen Staaten einerſeits 
und in Preußen andererſeits erlangten Prüfungszeugniſſe über die Befähigung als 
Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde und der weiblichen Handarbeiten treten für diejenigen 
Bewerberinnen wieder in Geltung, welche von dem 1. April 1920 ab in ein Seminar für 
Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde oder der weiblichen Handarbeiten zu einem neuen, 
vollen Lehrgang eintreten. 


Zugleich im Namen des Miniſters für Handel und Gewerbe 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
M. f. W. uſw. U IIIA 1822 1. — M. f. H. IV 286. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten hier und die 
Provinzialſchulkollegien. 


Carl. Heymanns Verlag, Berlin W. 8. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld Berlin W. 8. 
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